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Vorwort 

Die vorliegende Arbeit stellt eine leicht überarbeitete Fassung meiner Dis-
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und Rechtsprechung nach Möglichkeit noch eingearbeitet wurden. 

Mein ganz herzlicher Dank gilt zuallererst Herrn Prof. Dr. Helmut 
Heiss, der diese Arbeit in ungewöhnlich engagierter Weise betreut hat. 
Mein besonderer Dank gilt auch Herrn Prof. Dr. Reichert-Facilides für die 
Erstellung des Zweitgutachtens. Des weiteren danke ich meinem Kollegen, 
Herrn RA Dr. Eberhard Kollmar, der es mir ermöglicht hat, diese Arbeit 
neben meiner anwaltlichen Berufstätigkeit zu erstellen, sowie meinem 
wichtigsten Diskussionspartner, Herrn Stefan Probst, Prokurist und Grup-
penleiter bei der Allianz Versicherungs-AG, zuständig für Notarhaft-
pflicht. 

Schließlich, aber nicht zuletzt, möchte ich mich bei meinen Eltern für 
die Unterstützung in jeglicher Hinsicht, die ich bei der Erstellung dieser 
Arbeit erfahren habe, herzlich bedanken. 

München, November 2000 Gabriele Godi 
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Einleitung 

In den letzten Jahrzehnten ist in Österreich wie in Deutschland ein expo-
nentieller Anstieg von Haftpflichtklagen gegen Vertreter rechtsberatender 
Berufe und speziell gegen Notare festzustellen.1 Die Ursache hierfür ist 
sicherlich nicht in einer stark angestiegenen Fehlerquote im Notariat zu 
finden, vielmehr hat sich in beiden Ländern ein deutlich erkennbarer Wan-
del im Bewußtsein der rechtsuchenden Bürger vollzogen. Nachteilige Fol-
gen aus Rechtsgeschäften, die unter Einschaltung eines Notars vorgenom-
men wurden, werden heutzutage in den wenigsten Fällen als unglückliche 
Fügung des Schicksals hingenommen oder gar auf eigenes Ungeschick -
möglicherweise nur bei der Auswahl des Geschäftsgegners - zurückge-
führt. Gerade die Mitwirkung des Notars, sei sie gesetzlich vorgeschrieben 
oder ohne gesetzliche Wirksamkeitsbeschränkung von den Parteien für 
sinnvoll erachtet worden, scheint häufig den (oft nur vermeintlich) Ge-
schädigten den Anhaltspunkt dafür zu liefern, wer ihnen gegenüber für 
finanzielle Nachteile aus dem Rechtsgeschäft aufzukommen hat.2 

Die Tatsache, daß Notare beider Länder eine gesetzliche Pflicht zum 
Abschluß und zur Unterhaltung einer Berufshaftpflichtversicherung trifft, 
begünstigt diese Entwicklung ebenso wie der steigende Konkurrenzdruck 
unter Anwälten und spektakuläre Medienberichte über erfolgreiche Notar-
haftungsklagen.3 

Der Kammergerichtsrat Martin Grunau hat bereits im Jahre 1937 in der 
Deutschen Notarzeitung bemerkt, daß „gerade die dauernde Gefahr des 
Rückgriffs dazu geführt" habe, „daß die Tätigkeit des Juristen lebensfremd 
wurde und die Dichter den Rechtswahrerstand als unzertrennlich von 
Überbedenklichkeit, Tintenfaß und grauer Brille dargestellt haben".4 Heute 

1 Für Deutschland: Prinz, VersR 1986, 317; für Österreich: Fenzl/Völkl/Völkl, ÖJZ 
1989,513 (514). 

2 Teilweise werden geradezu groteske Notarhaftungsansprüche klageweise geltend 
gemacht, wie etwa das Urteil des Hanseatischen OLG vom 29.7.1997, OLGR Hamburg 
1998, 19 sichtbar macht. 

3 In diesem Zusammenhang hat Jerschke in Kommentierung der Haftungsrechtspre-
chung den das Notaramt inhaltlich überflüssig machenden Satz geprägt: „Die Mitwirkung 
der Notare ist für bestimmte Geschäfte vorgesehen, damit die Beteiligten des Versiche-
rungsschutzes einigermaßen sicher sind", vgl DNotZ 1989 Sonderheft 21 (31). 

4 Grunau, DNotZ 1937, 367 (371). 



2 Einleitung 

hat sich die Notarhaftung durch eine außerordentlich strenge Recht-
sprechung gerade zur Frage der notariellen Pflichtverletzung und zum Ver-
schulden in beiden Ländern zu einem der schärfsten beruflichen Haftungs-
systeme entwickelt.5 Die von der Judikatur an den Notar, seine Umsichtig-
keit, seine Fähigkeiten sowie an seine Büroorganisation gestellten Anfor-
derungen sind derart streng, daß er ihnen teilweise in der Wirklichkeit sei-
nes Tagesgeschäfts auch bei großer Anstrengung nur schwer gerecht wer-
den kann. Auch wird von Richtern leicht übersehen, daß der Notar häufig 
der erste Jurist ist, der neuen wirtschaftlichen Vorgängen eine juristische 
Form geben und damit eine künftige Rechtsentwicklung prognostizieren 
muß.6 

Ob und inwieweit der Notar die Möglichkeit hat, seine Verantwortlich-
keit etwa in besonders haftungsgeneigten Vorgängen rechtsgeschäftlich 
einzuschränken oder auszuschließen, ist in beiden Rechtsordnungen sehr 
fraglich. Den gesetzlichen Haftungsbeschränkungen kommt daher zur Re-
gulierung des Haftungsrisikos besondere Bedeutung zu. Eine der praktisch 
wichtigsten, wenn nicht gar die wichtigste unter diesen primären Haf-
tungsbeschränkungen ist die in Deutschland gesetzlich geregelte Subsidia-
rität der Notarhaftung gegenüber sonstigen Möglichkeiten des Geschädig-
ten, sich durch Geltendmachung weiterer (Ersatz-)Ansprüche schadlos zu 
halten. Auch im österreichischen Recht wird eine Nachrangigkeit der No-
tarhaftung gegenüber weiteren Ansprüchen des Geschädigten teilweise 
praktiziert, allerdings ohne spezielle gesetzliche Regelung. Aus der ge-
setzlichen Subsidiaritätsregelung in Deutschland und aus der in Österreich 
dieser teilweise entsprechenden Beurteilung der Notarhaftung als nachran-
gig, scheint gefolgert werden zu können, daß in beiden Ländern tatsächlich 
ein besonderes Bedürfnis besteht, den Notar nicht stets primär haften zu 
lassen. Ob ein solches Bedürfnis allein wegen der großzügigen Handha-
bung haftungsbegründender Voraussetzungen gegeben ist, oder ob darüber 
hinaus noch weitere Aspekte für die Subsidiarität der Notarhaftung spre-
chen, wird in dieser Arbeit untersucht werden. 

Der Umstand, daß im österreichischen Recht keine eigene Grundlage 
für die Subsidiarität der Notarhaftung existiert, sie einerseits zwar im 
Grundsatz anerkannt ist, andererseits aber nicht einheitlich dogmatisch 
begründet wird, führt zweifellos dazu, daß hinsichtlich ihres Anwendungs-
bereiches, ihrer Reichweite, Voraussetzungen und Rechtsfolgen zahlreiche 
Unklarheiten bestehen. Der Vergleich mit der in Deutschland gesetzlich 
geregelten Nachrangigkeit der Notarhaftung bietet sich daher an. Es wird 
eine der Aufgaben dieser Arbeit sein, die einzelnen Aussagen in der öster-
reichischen Rechtsprechung und Literatur zur Nachrangigkeit der Notar-

5 So zutr Baumann, MittRhNotK 1996, 1 (17). 
6 Huhn/v Schuckmann § 17 BeurkG Rz 3. 
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haftung nach Voraussetzungen und Rechtsfolgen systematisch zu ordnen, 
sie einem Vergleich mit der in Deutschland praktizierten Anwendung der 
gesetzlichen Subsidiaritätsbestimmung zu unterziehen und zu fragen, ob 
die Begründung der Subsidiarität im österreichischen Recht schlüssig ist. 
Es wird sich dabei zeigen, daß auch bei der Anwendung der deutschen 
Subsidiaritätsregelung noch nicht abschließend geklärte Fragen bestehen, 
deren Darstellung ebenfalls Gegenstand dieser Untersuchung ist. 

Für die Haftung des Notars nach deutschem Recht wurde in § 19 BNotO 
eine eigene gesetzliche Grundlage geschaffen, die gegenüber der Haftung 
sonstiger Vertreter rechtsberatender Berufe bedeutsame Besonderheiten 
vorsieht. Obwohl sich die berufliche Tätigkeit des Notars in Österreich -
wie im einzelnen zu zeigen sein wird - nicht signifikant von der des deut-
schen Notars unterscheidet, die Notare beider Länder vielmehr in ihren 
originären Tätigkeitsbereichen vergleichbare Aufgaben nach ähnlichen 
Verfahrensvorschriften erfüllen, ist die Haftung des Notars in Österreich 
nicht speziell geregelt. 

Zur Annäherung an das zentrale Thema dieser Untersuchung, die Subsi-
diarität, wird zunächst ein Vergleich der notariellen Tätigkeitsbereiche, der 
Rechtsbeziehung des Notars zu den Beteiligen in den einzelnen Aufgaben-
bereichen, ein Vergleich der Anspruchsgrundlagen sowie der haftungsbe-
gründenden Voraussetzungen angestellt werden. Vorweg wird jedoch in 
Grundzügen auf die Spezifika der Notartätigkeit, die von seiner besonde-
ren Stellung und Funktion im Rechtssystem herrühren und denen haf-
tungsrechtlich eine spezifische Bedeutung beizumessen ist, eingegangen 
werden. 

Sodann werden im Rahmen der vergleichenden Betrachtung der 
Nachrangigkeit der Notarhaftung zunächst die rechtlichen Grundlagen, die 
Voraussetzungen und die Rechtsfolgen der in beiden Ländern praktizierten 
subsidiären Haftung einem Vergleich unterzogen werden. Dieser Untersu-
chung werden abschließend Gedanken zur Legitimation der Subsidiarität in 
beiden Ländern sowie der Versuch einer dogmatischen Begründung der 
Nachrangigkeit der Notarhaftung nach gegenwärtiger Rechtslage in Öster-
reich folgen. 
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Teil 1 

Stellung und Funktion des Notars 
als zentraler Anknüpfungspunkt 

Die Stellung des Notars als mit Amtsbefugnissen1 betraute Persönlichkeit, 
die staatliche Aufgaben2 auf dem Gebiet der vorsorgenden Rechtspflege 
wahrnimmt, ist in beiden Ländern seit Jahrhunderten3 eine ganz besondere. 
Mit dem Beruf des Notars sind auch heute noch gewisse Wertvorstellungen 
untrennbar verbunden, namentlich Vertrauen, Präzision und Sicherheit.4 

Ein wichtiger Beitrag des modernen Notariats liegt insbesondere in der 
unabhängigen und unparteiischen Gewährung von Rechtssicherheit im 
täglichen Leben, die nicht durch obrigkeitliches Vorschreiben, sondern 
durch die vermittelnde Tätigkeit von Angehörigen eines ,.freien" Berufs-
standes5 realisiert wird.6 Notare beider Länder kommen aus der lateini-
schen Rechtstradition und sind daher Berufsjuristen, die einerseits als Be-
rater der Parteien, andererseits als Verfasser von Urkunden fungieren.7 

1 Als „Amt" wird ein institutionalisierter, hoheitlicher, besonders zugewiesener Auf-
gabenkreis bezeichnet, vgl. Baumann, MittRhNotK 1996, 1 (10); ausfuhrt. hierzu Eyl-
mann/Vaasen, § 1 BNotO Rz 18. 

2 § 2 der VO über die Tätigkeit von Notaren in eigener Praxis vom 20.06.1990 (GBl I 
Nr 37, 475 = Maßgabe des EinigungsV Anl. II Kap. III A Abschn. III Nr 2) spricht davon, 
daß der Notar „staatliche Funktionen" wahrnimmt; vgl. auch Fischer, DNotZ 1989, 467 
(472); Meier, NJ 1991, 100 (104) Fn. 58. 

3 Zur historischen Entwicklung des Notariats im deutschsprachigen Raum sowie zum 
Beitrag des Notariats zur Rechtskultur vgl. Brauneder, NZ 1992, 172 u. Baumann, 
MittRhNotK 1996, 1 f., jeweils mwN. 

4 Adamovich, NZ 1991, 161 (162). 
5 Krit. zur soziologischen Einordnung der Notartätigkeit als „freier Beru f Baumann, 

MittRhNotK 1996, 1 (6), abl. insoweit BVerfG 1.3.1978, BVerfGE 47, 285 (320); 
BVerfG 5.5.1964, BVerfGE 17, 371 (376); BVerfG 5.5.1964, BVerfGE 17, 381 (386); 
BGH 17.3.1975, BGHZ 64, 214 (217); im übrigen vgl. Wagner/Knechtel, § 1 NO Rz. 11; 
Adamovich, NZ 1991, 161 (164); Wehrens, NZ 1994, 10; Zuck, FS Schippel 1 ff. 

6 Vgl. Brauneder, NZ 1992, 172 (177); nach Ansicht Adamovichs gehört die Tätigkeit 
der Notare „zu den Säulen des Rechtsstaats", vgl. NZ 1991, 161 (165). 

7 Halvax, NZ 1990, 84 (85). Zur Definition des Lateinischen Notariats sh. Baumann, 
MittRhNotK 1996, 4; Schwachtgen, NZ 1993, 190 (191 f.). 
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A. Funktion des Notariats 

Die Funktion des Notariats liegt in der Rechtsbetreuung der Bevölkerung, 
„in der auf Gesetzesachtung und Vertragstreue basierenden Rechtsbeleh-
rung der Parteien und in der der Rechtssicherheit und Streitverhütung die-
nenden Mitwirkung an Rechtsvorgängen".8 

Das Notariat versteht sich in beiden Rechtsordnungen als Rechtsvorsor-
geeinrichtung zur Streitvermeidung im Privatrecht.9 Unter vorsorgender 
Rechtspflege ist die Tätigkeit zu verstehen, die durch Mitwirkung bei der 
Gestaltung und Sicherung privater Rechtsverhältnisse die schutzwerten 
Interessen des einzelnen fördert, vor allem ihrer künftigen Verletzung vor-
beugt, zugleich aber die Interessen anderer und der Allgemeinheit betreut 
und auf diese Weise der Gerechtigkeit, der Rechtssicherheit und dem 
Rechtsfrieden dient.10 Vorsorgende Rechtspflege ist ein Teil staatlicher 
Daseinsvorsorge, also ein Teil der Fürsorge des Staates für die Bedürfnisse 
und Interessen des einzelnen Staatsbürgers.11 

In Deutschland stellt bereits § 1 BNotO klar, daß es sich bei allen in den 
Funktionsbereich des Notars fallenden Aufgaben, also auch bei der sonsti-
gen Betreuung und Beratung der Beteiligten im Sinne der §§23, 24 
BNotO, um staatliche Tätigkeiten handelt, deren Erledigung in Ausübung 
des öffentlichen Notaramtes geschieht. Im österreichischen Recht kann 
zwar aus § 1 Abs. 3 iVm Abs. 1 und Abs. 2 NO gefolgert werden, daß nur 
Urkunds-, öffentlich-rechtliche Verwahrungs- und Gerichtskommissärstä-
tigkeiten, nicht aber die weiteren Berufstätigkeiten des Notars im Sinne 
von § 5 NO als öffentlich-rechtliche Tätigkeiten angesehen werden, nach 
zutreffender Ansicht erfolgt jedoch auch deren Ausübung (unabhängig von 
der Natur des zugrundeliegenden Rechtsverhältnisses) gerade aufgrund 
und in engem inneren Zusammenhang mit der notariellen Amtsstellung.12 

Es findet demnach auch in Österreich im Hinblick auf die originäre Funk-
tion des Notariats als rechtsgestaltende und rechtssichernde Betreuungs-

8 Wagner/Knechtel, Vor § 1 NO Rz. 1; Halvax, NZ 1990, 84 (86); vgl. auch Baumann, 
MittRhNotK 1996, 1 (2); vgl. im übrigen zu Funktion und Bedeutung des Berufsstandes 
der Notare die Resolution des Europäischen Parlaments vom 18.1.1994 über die Lage 
und Organisation des Notarstandes in den Mitgliedsstaaten der Europäischen Union, in 
den wesentlichsten Passagen zit. bei Schwachtgen, DNotZ 1999, 268 (276 f.). 

9 § 1 BNotO; Wagner/Knechtel, § 1 NO Rz. 21; vgl. im übrigen auch Halvax, NZ 
1990, 84 (86); Vollhardt, 17 ff.; Fischer, DNotZ 1989, 467 (472); Baumann, MittRhNotK 
1990, 1 (3); Odersky, DNotZ 1994, 7 (8). 

10 Römer, 12; vgl. auch Huhn/v. Schuckmann, Einl. Rz. 2; Schwachtgen, DNotZ 1999, 
268 (269 ff.). 

11 Römer, 13. 
12 So ausdrücklich noch die Vorauflage von Wagner, § 1 NO Rz. 18; nunmehr 

lediglich noch angedeutet bei Wagner/Knechtel, § 5 NO Rz. 1. 
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und Beratungsinstanz auf dem Gebiet der vorsorgenden Rechtspflege keine 
Spaltung des einheitlichen Notarberufes statt. 

B. Konstituierende Merkmale des Notariats 

I. Unparteilichkeit 

Die notarielle Unparteilichkeit stellt eine der tragenden Säulen der Nota-
riate beider Länder dar.13 Sie ist in § 14 Abs. 1 S 2 BNotO und in § 7 Abs. 
2 NO gesetzlich fixiert und wird als „so etwas wie die Magna Charta des 
Notariatsstandes"14, als „Kardinalgebot"15 oder als „prägendes Wesens-
merkmal"16 bezeichnet. Ziffer II. 1. der Richtlinien der Deutschen Notar-
kammer beinhaltet speziell für die Beurkundungstätigkeit das Gebot, jegli-
chen „Anschein der Abhängigkeit oder Parteilichkeit" zu vermeiden.17 Der 
Grundsatz der notariellen Unparteilichkeit ist für die Ausübung des Notar-
berufes in beiden Ländern uneingeschränkt in allen seinen Erscheinungs-
formen maßgeblich.18 Der Notar hat auch gerade im Hinblick auf seine 
Pflicht zur unparteiischen Amtsausübung traditionell richternahe Funk-
tion.19 

Im deutschen Recht findet die notarielle Unparteilichkeit eine wichtige 
gesetzliche Ausprägung in § 14 Abs. 4 S I BNotO. Diese Vorschrift ver-
bietet dem Notar ausdrücklich die Vermittlung von Darlehen und Grund-
stücksgeschäften (sofern ihm diese nicht durch Gesetz zugewiesen sind), 
jede Art der Vermittlung von Urkundsgeschäften, sowie die Übernahme 

13 BVerfG 29.4.1980, DNotZ 1980, 556 (560). 
14 Adamovich, NZ 1991, 161 (163). 
15 Basty, FS Schippet 574. 
16 Arndt/Lerch/Sandkühler, § 14 BNotO Rz. 29; Eylmann/Vaasen, § 14 BNotO Rz. 7. 
17 Vgl. die Richtlinien für die Amtspflichten und sonstigen Pflichten der Mitglieder 

der (deutschen) Notarkammer, abgedr. in DNotZ 1999, 259. 
18 OGH 22.10.1974, NZ 1975, 170 (171); Adamovich, NZ 1991, 161 (163); Z I 1.1. u. 

I.2. der Richtlinien der deutschen Notarkammer. Die Einsetzung des österreichischen 
Notars als Gerichtskommissär erfordert unparteiisches Verhalten im übrigen schon im 
Hinblick auf Art. 6 EMRK, denn ihm sind in dieser Eigenschaft wesentliche Merkmale 
gerichtlicher Entscheidungen übertragen, vgl. Adamovich, NZ 1991, 161 (163); Halvax, 
NZ 1990, 84 (86); Baumann, MittRhNotK 1996, 1 (7); Reithmann/Albrecht/Basty, Rz. 
16; Eylmann/Vaasen, § 14 BNotO Rz. 7, 9; Frenz, Anm. zu BGH 17.6.1999 WuB VIII A. 
§ 19 BNotO 3.99. 

19 Vgl. hierzu die Heranführungslehre des deutschen Bundesverfassungsgerichts, 
BVerfG 11.4.1962, BVerfGE 17, 371 (377); BVerfG 18.6.1986, DNotZ 1987, 121; BGH 
II.12.1978, BGHZ 73, 46 (48); OLG Köln 9.1.1978, DNotZ 1978, 377 (378); Rossak, 
VersR 1985, 1121 (1122); Fischer, DNotZ 1989, 467 (473); Odersky, DNotZ 1994, 7 
(8 f.); Baumann, MittRhNotK 1996, 3 f.; Eue, FS Schippet 599 (604); Schippet, § 1 
BNotO Rz. 10; Wehrens, NZ 1994, 10. 
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einer Bürgschaft oder einer sonstigen Gewährleistung für die Beteiligten 
im Zusammenhang mit einer Amtshandlung. Dem Notar wird hierdurch 
nach zutreffender Ansicht insbesondere jedes rechtsgeschäftliche Einste-
hen für Verpflichtungen der Geschäftsparteien untereinander, welches in 
einem inneren Zusammenhang mit einer Amtshandlung stehen würde, ver-
boten.20 § 14 Abs. 4 S 2 BNotO enthält zudem eine Pflicht des Notars, 
dafür zu sorgen, daß sich auch nicht die bei ihm beschäftigten Personen 
mit derartigen Geschäften befassen. Dem deutschen Notar wird hierdurch 
zur möglichst weitgehenden Sicherstellung einer unparteiischen Amtsaus-
übung2 strenge wirtschaftliche Distanz zu den geschäftlichen Belangen 
der Beteiligten auferlegt. Eine der deutschen Vorschrift des § 14 Abs. 4 
BNotO entsprechende, auf alle Bereiche notarieller Berufstätigkeit anzu-
wendende Bestimmung existiert im österreichischen Recht zwar nicht, 
auch dort soll dem Notar jedoch jegliche entgeltliche Vermittlung, Darle-
hensgewährung an Klienten oder Bürgschaft für diese insbesondere wegen 
der sich aus § 7 Abs. 2 NO ergebenden Pflicht zur Unparteilichkeit verbo-
ten sein.22 Speziell für Treuhandschaften wurde im Wege des Notariats-
Berufsrechts-Änderungsgesetzes 199923 mit § 109a NO eine neue Bestim-
mung eingeführt, die dem Notar die Übernahme von Bürgschaften und die 
Darlehens- und Kreditgewährung im Zusammenhang mit Treuhandschaf-
ten untersagt. Bis zu dieser Novelle wurde das aus § 7 Abs. 2 NO folgende 
Verbot der Unparteilichkeit in Österreich jedenfalls nicht ganz so streng 
und allumfassend gehandhabt wie in Deutschland, was sich etwa daran 
zeigt, daß es dem Notar nach Ansicht der österreichischen Rechtsprechung 
und Literatur im Bereich der notariellen Treuhand- und Verwahrungstätig-
keiten nach § 5 NO in zulässiger Weise möglich sein soll, eine separate 
Garantieerklärung abzugeben oder einen Garantievertrag abzuschließen.24 

20 Schippet, § 14 BNotO Rz. 66; Amdt/Lerch/Sandkühler, § 14 BNotO Rz. 213 ff.; 
Ertl weist in diesem Zusammenhang darauf hin, daß etwa eine Notarbestätigung keine 
„Risikoversicherung" für den Fall, daß die Eintragung unterbleibt, sein könne, da § 14 
Abs. 4 BNotO klar aufzeige, was man von einer Notarbestätigung auf keinen Fall 
erwarten könne, vgl. DNotZ 1969, 650 f.. 

21 Arndt/Lerch/Sandkühler, § 14 BNotO Rz. 212; Eylmann/Vaasen, § 14 BNotO Rz. 
39. 

22 Wagner/Knechtel, § 7 NO Rz. 6. 
23 BGBl. I 1999/72. 
24 OGH 26.1.1988, NZ 1989, 39; Fenzl/Völkl/Völkl, ÖJZ 1991, 617 (620); Aust, NZ 

1992, 194 (196); ders. in: Treuhandschaft 232 (244); Lehner in: Treuhandschaft 276 
(279). Auch Z 5 der Richtlinien der Österreichischen Notariatskammer vom 8.6.1999 
über die Vorgangs weise bei notariellen Treuhandschaften (THR 1999), abgedr. bei Wag-
ner/Knechtel unter Z V C, die dem Notar gebietet, Haftungserklärungen und Zusagen nur 
unter bestimmten Voraussetzungen abzugeben, setzt deren grundsätzliche Zulässigkeit 
und Wirksamkeit voraus. 
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Besonders seine Pflicht zur unparteiischen Amtsausübung unterscheidet 
den Notar in beiden Rechtssystemen von einem Rechtsanwalt oder Steuer-
berater, dem genau im Gegenteil die parteiische Wahrnehmung der Inter-
essen seiner Mandanten geboten ist.25 Dies hat auch der 5. Senat des OGH 
hat in einer Entscheidung vom 30.5.197326, in dem eine sonstige Vertre-
tung und Betreuung im Sinne von § 5 NO27 gegenständlich war, betont. 
Der OGH hat in dieser Entscheidung ausgeführt, daß der grundlegende 
Unterschied zwischen den Amtspflichten des Notars, wie sie sich aus §§5, 
37 und 39 NO ergeben, und der Berufspflicht des Rechtsanwalts nach § 10 
RAO (der Treue zur Partei) darin liege, daß dem Rechtsanwalt die Doppel-
vertretung verboten sei, hingegen der Notars gerade wegen seiner Stellung 
als unparteiischer Betreuer der Beteiligten zwangsläufig sämtliche Parteien 
zu beraten habe.28 Diese Aussage kann entsprechend auf das deutsche 
Recht übertragen werden. 

II. Unabhängigkeit 

Neben der Unparteilichkeit gehört die Unabhängigkeit des Notars zu den 
wichtigsten Merkmalen seiner Berufsausübung. In Deutschland ergibt sich 
das Gebot der Unabhängigkeit gegenüber dem amtsverleihenden Land be-
reits aus der statusbeschreibenden Vorschrift des § 1 BNotO29, nunmehr 
wurde zusätzlich § 14 Abs. 1 BNotO im Wege der 3. Novelle der Bundes-
notarordnung vom 31.8.199830 dahingehend ergänzt, daß der Notar nicht 
nur unparteiischer, sondern auch „unabhängiger" Betreuer der Beteiligten 
ist. Im österreichischen Recht ist die notarielle Unabhängigkeit als We-
sensmerkmal des Notariats ebenfalls anerkannt31 und in Art 1 Abs. 1 der 
Standesrichtlinien der Österreichischen Notariatskammer vom 
21.10.199932, nicht aber gesetzlich festgeschrieben.33 

25 Nach § 9 der österreichischen RAO ist es Pflicht der Advokatur, den „Kampf ums 
Recht" ausschließlich für ihre Partei zu führen, vgl. § 9 RAO, im übrigen auch Wag-
ner/Knechtel, § 7 NO Rz. 2; dementsprechend bestimmt auch § 7 Abs. 1 NO, daß die 
Führung der Rechtsanwaltschaft mit dem Amte des Notars nicht vereint werden könne; 
für Deutschland vgl. Borgmann/Haug, Kap. II Rz. 35. 

26 NZ 1974, 152 (154). 
27 Vgl. hierzu näher unten Teil 2 A II. 
28 OGH 30.5.1973, NZ 1974, 152 (154). Irreführend ist insoweit die Entscheidung des 

OGH 19.10.1965 (SZ 38/165), in der mehrfach betont wird, der Notar sei im Bereich 
seiner §-5-NO-Tätigkeiten im Hinblick auf seine Stellung zu den Beteiligten einem 
Rechtsanwalt gleichgestellt. 

29 Vgl. Arndt/Lerch/Sandkühler, § 14 BNotO Rz. 30. 
30 BGBl. I 2585. 
31 Vgl. Wagner/Knechtel, § 7 NO Rz. 1; Wehrens, NZ 1994, 10 (11). 
32 STR 2000, abgedr. bei Wagner/Knechtel, Z V J. 
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Die Unabhängigkeit des Notars prägt sowohl sein Verhältnis zum 
Staat34 als auch seine Beziehung zu den Parteien.35 Er soll ein neutraler 
Mittler zwischen Staatszwecken und Privatinteressen sein.36 Auch ein dau-
erndes Klientenverhältnis darf die Freiheit des Notars nicht beeinträchti-
gen, denn nur als unabhängiger Vermittler und Berater kann der Notar 
seine Aufgaben objektiv und neutral, insbesondere unabhängig von eige-
nen (wirtschaftlichen) oder sonstwie sachfremden Interessen, wahrneh-
men.37 Nur auf diese Weise ist auch die Freiheit der rechtlichen Entschei-
dung gewährleistet. 

Auch das Gebot der Unabhängigkeit gebietet dem Notar eine strenge 
persönliche und wirtschaftliche Distanz zu den Parteien sowie ihren ge-
schäftlichen Angelegenheiten.38 Es dient damit nicht zuletzt der Sicherung 
seiner Unparteilichkeit.39 

III. Tätigkeits- und Ablehnungspflicht 

Zur Wahrung der notariellen Unabhängigkeit und Unparteilichkeit sowie 
zur Gewährleistung seiner Dienste an der „Rechts- und Sittenordnung"40 

hat der Notar in beiden Ländern die (Amts-)Pflicht, seine Tätigkeit abzu-
lehnen, wenn Ansuchen an ihn gerichtet werden, nicht rechtmäßige Amts-
handlungen vorzunehmen.41 Dies gilt auch in Fällen, in denen er aus per-
sönlichen Gründen an der Vornahme eines bestimmten Amtsgeschäfts ge-
hindert ist.42 

Auf der anderen Seite ist der Notar aber gerade wegen seiner stark mo-
nopolistisch geprägten Stellung im Bereich seiner Urkundstätigkeit in bei-
den Rechtsordnungen gehalten, diese nicht ohne ausreichenden Grund zu 

33 Eine Ausnahme vom Grundsatz der Unabhängigkeit des Notars gilt nach österrei-
chischem Recht für sein Verhältnis zu dem ihn als Gerichtskommissär beauftragenden 
Richter, vgl. unten Teil 2 A III 1. 

34 Obwohl der Notar in beiden Ländern gemäß §§153 ff. NO (i.V.m. § 5 Abs. 5 NO), 
§§ 92 ff. BNotO der staatlichen Aufsicht unterliegt, ist er keinen persönlichen oder sach-
lichen Weisungen hinsichtlich seiner Tätigkeit unterworfen, vgl. Wagner/Knechtet, § 7 
NO Rz. 3; Arndt/Lerch/Sandkühler, § 14 BNotO Rz. 30; Baumann, MittRhNotK 1996, 1 
(7f); Eylmann/Vaasen, § 1 BNotO Rz. 29. 

35 Wagner/Knechtel, § 7 NO Rz. 3; Huhn/v Schuckmann, Einl. Rz. 32; Fischer, DNotZ 
1989, 467 (475); Baumann, MittRhNotK 1996, 1 (7 f.). 

36 Schippel, § 14 BNotO Rz. 29; Eylmann/Vaasen, § 1 BNotO Rz. 29 mwN unter Fn. 
31. 

37 Vgl. auch Schippel, § 14 BNotO Rz. 29. 
38 BVerfG 4.7.1989, DNotZ 1989, 627 (628); BGH 5.12.1988, BGHZ 106, 212 

(217 f.); Arndt/Lerch/Sandkühler, § 14 BNotO Rz. 32; Reithmann/Albrecht/Basty, Rz. 19. 
39 Vgl. auch BGH 5.12.1988, BGHZ 106, 212 (218). 
40 Vgl. Schippel, § 14 BNotO Rz. 9. 
41 § 14 Abs. 2 BNotO; § 34 u. § 5 Abs. 3 NO. 
42 § 16 BNotO; §§ 3, 6, 7 BeurkG; § 34 NO; § 33 NO. 
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Österreich: 

OGH 
18.3.1896 Slg 15.751 
6.10.1898 Slg 1/15 
16.1.1907 NZ 1908, 253 
27.11.1929 SZ 11/241 
7.9.1935 SZ 18/142 
27.9.1938 SZ 20/194 
22.11.1938 SZ 20/241 
25.4.1956 JB1 1957, 241 
30.1.1957 EvBl 1957/171 
12.4.1961 EvBl 1961/243 
24.5.1962 JB1 1963,40 
25.4.1963 SZ 36/68 
26.11.1964 EvBl 1965/163 
19.10.1965 SZ 38/165 
10.11.1965 JB1 1966, 524 
17.3.1966 EvBl 1966/305 
19.10.1966 ZVR1967/168 
14.9.1967 JB1 1968, 374 
21.12.1967 VersR 1969, 745 
29.1.1969 SZ 42/16 
29.5.1969 NZ 1970, 73 
11.6.1969 NZ 1970, 104 
22.1.1970 SZ 43/15 
7.4.1970 NZ 1971, 76 
14.5.1970 NZ 1972, 110 
1.10.1970 SZ 43/167 

= JB1 1971,626 
= EvBl 1971, 148 

14.10.1970 EvBl 1971/74 
26.11.1970(1 Ob 237/70) 

SZ 43/216 
26.11.1970(1 Ob 282/70) 

SZ 43/217 
14.1.1971 ZVR 1972/64 
21.9.1972 SZ 45/96 

6.12.1972 NZ 1973, 120 
11.3.1973 ZVR 1973/110 
30.5.1973 NZ 1974, 152 
17.10.1973 ZVR 1974/160 
22.11.1973 NZ 1974, 157 
4.12.1973 NZ 1974, 150 
30.5.1974 SZ 47/69 
22.10.1974 NZ 1975, 170 
29.10.1974 ZVR 1975/193 
16.1.1975 ZVR 1975/165 
19.3.1975 ZVR 1976/11 
9.4.1975 NZ 1980, 187 
16.2.1977 SZ 50/24 
2.3.1977 NZ 1980, 73 
7.11.1978 ZVR 1979/305 
19.11.1978 ZVR 1979/305 
29.8.1979 SZ 52/119 

= JB1 1980, 485 
23.1.1980 EvBl 1980, 162 
15.4.1980 SZ 53/58 
16.4.1980 SZ 53/61 
17.12.1980 RPflSlgA 6293 
28.1.1981 SZ 54/12 
23.6.1981 NZ 1982, 155 
2.6.1982 JB1 1983, 326 

= SZ 55/81 
15.12.1982 SZ 55/190 
17.2.1983 JB1 1984, 265 
13.6.1984 SZ 57/108 
25.9.1984 EvBl 1985/13 
8.11.1984 JB1 1985,426 
14.11.1984 NZ 1986, 62 

= SZ 57/172 
19.6.1986 SZ 59/106 

= NZ 1987, 129 
21.5.1987 JB1 1987, 723 
26.1.1988 NZ 1989,39 
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= JB1 1989, 37 
28.6.1988 JB1 1989, 113 
13.12.1988 EvBl 1989, 105 

= SZ 61/269 
26.4.1989 (10b 529/88) 

WB1 1989, 280 
27.6.1989 NZ 1990, 230 
15.11.1989 SZ 62/176 
29.11.1989 SZ 62/185 
21.12.1989 RZ 1992, 128 
14.3.1990 JB1 1990, 801 
8.4.1992 JB1 1993, 119 
11.3.1993 EvBl 1993/159 
3.10.1996 EvBl 1997/80 

Deutschland: 

RG 28.2.1908 RGZ 69,57 
12.10.1910 RGZ 74, 250 
15.10.1920 RGZ 100, 128 
23.3.1923 RGZ 106, 406 
17.2.1926 DNotZ 1927, 166 
15.11.1932 RGZ 138, 209 
7.12.1933 RGZ 142, 356 
29.6.1934 RGZ 145,56 
14.7.1936 RGZ 152, 20 
29.6.1937, RGZ 55, 186 
26.8.1938 RGZ 158, 176 
10.10.1938 RGZ 158, 277 
8.9.1939 RGZ 161, 199 
27.6.1941 RGZ 167, 207 
24.5.1943 RGZ 171, 173 
31.5.1943 RGZ 171, 198 

BGH 8.2.1952 NJW 1952, 537 
30.3.1953 BGHZ9, 179 
12.4.1954 NJW 1954, 993 

= BGHZ 13, 88 
14.4.1958 VersR 1958, 451 
29.5.1958 BGHZ 27,338 
23.10.1958 VersR 1958, 886 
3.11.1958 BGHZ 28, 297 
2.4.1959 WM 1959, 743 
28.9.1959 BGHZ 31, 5 

= DNotZ 1960, 260 
= NJW 1960, 240 

9.11.1959 BGHZ 31, 148 

21.12.1959 VersR 1960, 231 
= DNotZ 1960, 265 

23.5.1960 VersR 1960, 663 
= WM 1960, 1012 

BVerfG 11.4.1962 BVerfGE 17, 371 
BGH 12.7.1962 BGHZ 37, 375 

4.3.1963 NJW 1963, 1447 
14.3.1963 WM 1963, 754 
9.7.1963 DNotZ 1964,61 

OLG Stuttgart 10.7.1963 
NJW 1964, 727 

BGH 29.10.1963 DNotZ 1964, 505 
= MDR 1964, 224 
= VersR 1964, 282 

6.12.1963 VersR 1964, 320 
13.1.1964 VersR 1964, 387 
16.4.1964 BGHZ 42, 176 

= VersR 1964, 730 
28.4.1964 VersR 1964, 751 

= MDR 1964, 671 
BVerfG 5.5.1964 [1 BvL 8/62] 

= BVerfGE 17, 371 
= DNotZ 1964, 424 

BVerfG 5.5.1964 [1 BvR 416/61, 
lBvR 106/62] 
= BVerfGE 17, 381 

BGH 12.11.1964 NJW 1965, 200 
= VersR 1965, 64 

17.12.1964 VersR 1965, 264 
11.1.1965 WM 1965, 290 
21.10.1965 VersR 1966, 237 
31.1.1966 NJW 1966, 881 
20.12.1966 BGHZ 46,313 
20.3.1967 BGHZ 47, 196 
14.11.1967 MDR 1968, 22750 
29.1.1968 BGHZ 49, 267 

= VersR 1968, 400 
26.3.1968 VersR 1968, 786 
27.6.1968 BGHZ 50, 271 
12.7.1968 DNotZ 1969, 173 
29.10.1968 NJW 1969, 98 
21.1.1969 DNotZ 1969, 496 

= BB 1969, 763 
29.1.1969 NJW 1969, 789 
31.1.1969 DNotZ 1969, 499 
27.7.1969 BGHZ 62, 380 
29.9.1969 VersR 1969, 1042 
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= MDR 1970, 124 
18.12.1969 NJW 1970, 461 
11.3.1970 BGHZ 53, 352 

OLG Hamm 13.1.1971 
(11 U 133/70) unveröffentlicht 

BGH 28.6.1971 NJW 1971, 1699 
OLG Celle 18.12.1972 

VersR 1973, 258 
BGH 18.6.1973 BGHZ 61, 101 

21.1.1974 VersR 1974, 549 
5.2.1974 NJW 1974, 639 

= DNotZ 1974, 374 
OLG Düsseldorf 7.2.1974 

VersR 1974, 657 
BGH 8.2.1974 BGHZ 62, 119 

20.6.1974 BGHZ 62, 380 
4.7.1974 BGHZ 62, 394 
27.2.1975 WM 1975,467 
17.3.1975 BGHZ 64, 214 
3.2.1976 DNotZ 1976,506 
21.9.1976 NJW 1977, 198 

= DNotZ 1977, 568 
27.1.1977 BGHZ 68, 217 
21.4.1977 VersR 1977, 564 
7.11.1977 NJW 1978, 425 
10.11.1977 BGHZ 70, 7 

OLG Frankfurt 23.12.1977 
DNotZ 1978, 748 

BGH 23.2.1978 NJW 1978, 1522 
BVerfG 1.3.1978 BVerfGE 47, 285 
BGH 21.11.1978 DNotZ 1979, 228 

= WM 1979, 202 
11.12.1978 BGHZ 73,46 
12.7.1979 VersR 1979, 1009 
20.11.1979 NJW 1980, 1106 
7.2.1980 WM 1980, 468 
22.4.1980 DNotZ 1980,563 

= WM 1980, 935 
OLG Düsseldorf 24.4.1980 

(18 U193/79) unveröffentlicht 
BVerfG 29.4.1980 DNotZ 1980, 556 
BGH 20.11.1980 (III ZR 31/78) 

VersR 1981,233 
20.11.1980 (III ZR 122/79) 

VersR 1981,252 
OLG München 25.11.1980 

25 U 2292/80 

BGH 25.5.1981 (II ZR 220/80) 
unveröffentlicht 

2.6.1981 WM 1981,942 
17.2.1982 NJW 1982, 1806 

OLG Düsseldorf 18.3.1982 
DNotZ 1983, 55 
= VersR 1982, 1170 

BGH 22.6.1982 MDR 1983, 44 
= DNotZ 1983, 129 

BVerfG 19.10.1982 NJW 1983, 25 
BGH 28.10.1982 (III ZR 206/80) 

= VersR 1983, 84 
28.10.1982 (III ZR 89/81) 

= VersR 1983, 85 
5.11.1982 WM 1983, 123 
4.2.1983 WM 1983,343 
11.2.1983 DNotZ 1983, 509 
24.2.1983 VersR 1983,462 
5.4.1984 BGHZ 91, 48 
25.5.1984 NJW 1985, 2027 

= DNotZ 1985, 231 
15.11.1984 WM 1985, 231 

= DNotZ 1985,234 
= NJW 1985,2028 

5.2.1985 DNotZ 1985, 635 
10.10.1985 BGHZ 96, 129 

= NJW 1986,315 
= DNotZ 1986, 17 

OLG Hamm 6.2.1986 
VersR 1987, 1019 

BVerfG 18.6.1986 DNotZ 1987, 121 
OLG München 16.10.1986 

(1U 3181/86) unveröffentlicht 
OLG Hamm 24.2.1987 

DNotZ 1987, 696 
BGH 19.3.1987 NJW 1987,3201 

22.10.1987 DNotZ 1988, 379 
26.11.1987 BGHZ 102, 246 

= DNotZ 1988, 388 
= NJW 1988, 1146 
= VersR 1988, 514 
= MDR 1988, 405 

16.6.1988 WM 1988, 1639 
10.11.1988 NJW 1989,586 
5.12.1988 BGHZ 106,212 

BVerfG 4.7.1989 DNotZ 1989, 627 
BGH 9.11.1989 NJW 1990, 1242 
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OLG Koblenz 3.5.1990 
VersR 1991, 194 

BGH 10.5.1990 NJW 1990, 2882 
5.7.1990 DNotZ 1991, 555 
17.1.1991 NJW 1991, 1172 

OLG Celle 6.2.1991 (3 U 252/89) 
unveröffentlicht 

BGH 16.1.1992 BGHZ 117, 83 
19.3.1992 (IX ZR 120/91) 

= DNotZ 1992, 811 
14.5.1992 

NJW-RR 1992, 1178 
= WM 1992, 1533 
= DB 1992, 1819 
= MDR 1992, 1090 

OLG München 4.6.1992 
OLGR München 1992, 196 

BGH 2.7.1992 WM 1992, 1742 
9.7.1992 WM 1992, 1662 
15.10.1992 WM 1993, 251 

= NJW 1993, 648 
= MDR 1993, 693 
= VersR 1993, 1358 

5.11.1992 BGHZ 120, 124 
= NJW 1993, 1647 

12.11.1992 BGHZ 120, 176 
20.11.1992 NJW 1993, 593 

= BGHZ 120, 261 
3.12.1992 (IX ZR 251/91) 

unveröffentlicht 
17.12.1992 BGHZ 121,65 
11.3.1993 DNotZ 1993, 749 

= NJW 1993, 1589 
= WM 1993, 1193 
= MDR 1993, 803 

OLG München 27.5.1993 
OLGR München 1993, 255 

BGH 3.6.1993 DNotZ 1995, 489 
= NJW 1993, 2317 

24.6.1993 (IX ZR 84/92) 
= DNotZ 1993, 752 
= NJW 1993,2741 
= WM 1993, 1896 
= VersR 1993,435 
= MDR 1993, 1244 

24.6.1993 (IX ZR 216/92) 
= DNotZ 1993, 754 

= NJW 1993,2747 
= WM 1993, 1889 
= MDR 1993, 1126 
= VersR 1994, 435 

28.4.1994 NJW 1994, 2283 
6 10.1994 WM 1995,64 
27.10.1994 DNotZ 1995, 407 

= NJW 1995, 330 
= WM 1995, 118 

17.12.1994 DNotZ 1995,64 
22.6.1995 NJW 1995,2713 
19.10.1995 NJW 1996, 520 

= WM 1996, 30 
2.11.1995 NJW 1996, 522 
16.11.1995 DNotZ 1996, 572 

= NJW 1996, 524 
= WM 1996, 78 
= MDR 1996, 420 

23.11.1995 DNotZ 1996, 581 
OLG München 14.3.1996 

(1 U 2870/95) unveröffentlicht 
BGH 11.7.1996 WM 1996, 2074 
OLG Hamm 13.11.1996 

NJW-RR 1997, 1152 
BGH 24.1.1997 NJW-RR 1997, 654 

= WM 1997, 1062 
21.11.1996 NJW 1997, 661 
13.5.1997 DNotZ 1997, 791 

= NJW 1997, 2327 
15.5.1997 DNotZ 1999,334 
26.6.1997 NJW 1997, 2946 

Hanseatisches OLG 29.7.1997 
OLGR Hamburg 1998, 19 

BGH 13.11.1997 NJW 1998, 749 
20.1.1998 NJW 1998, 1137 

OLG München 22.1.1998 
OLGR München 1998, 264 

BGH 18.6.1998 ZMR 1999, 332 
10.12.1998 

BGHR BNotO § 19 Abs 1 S 2 
Subsidiarität 4 

OLG München 22.12.1998 
(1 U 4420/97) unveröffentlicht 

BGH 25.2.1999 (IX ZR 30/98) 
NJW 1999, 2041 
= WM 1999, 974 

25.2.1999 (IX ZR 240/98) 
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NJW 1999, 2038 
= MittRhNotK 1999, 113 
= NotBZ 1999, 125 

11.3.1999 MDR 1999, 833 
15.4.1999 WM 1999, 1330 

= NJW 1999,2183 
17.6.1999 WM 1999, 1642 

= DNotZ 2000, 287 

18.11.1999 NJW 2000, 734 
10.2.2000 NJW 2000, 1644 
17.2.2000 NJW 2000, 1498 

= ZNotP 2000, 201 
= WM 2000, 441 

OLG Celle 19.4.2000 
(3 U 47/99) unveröffentlicht 

BGH 6.7.2000 WM 2000, 1808 
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Ablehnungspflicht, 10 f. 
Amtsbefugnisse, 5 
Amtshaftung, 16, 28, 148 ff. 
-, Subsidiarität der -, 73 ff. 

siehe auch dort 
Amtshaftungsanspruch, 
-, Deliktsanspruch, 16, 52 
Amtshaftungsklage, 123 ff., 

Darlegungs- und 
Beweislast, siehe dort 

-, Begründetheit, 124 ff., 128, 131 
-, SchlUssigkeit, 123 
-, Urteilsformel, 124 
Amtspflichten, 7 ff., 29 ff. 

siehe auch Prüfungs- und Be-
lehrungspflichten 

-, Darlegungs- und Beweislast, 
siehe dort 

-, Inhalt und Umfang, 29 ff. 
Amtspflichtverletzung, 29 ff. 
Anderweitige Ersatzmöglichkeit, 

81 ff. 
-, Anspruch auf Versicherungs-

leistung, 88 ff. 
—, nach deutschem Recht, 88 ff. 
--, nach österreichischem Recht, 

102 ff. 
-, Anspruch aus Vertragsverhältnis, 

81 f. 
-, Anspruch gegen Anwalt, 84 ff. 
-, Anspruch gegen Rechtsschutzver-

sicherung, 98 
-, Anspruch gegen subsidiär 

Haftenden, 87 f. 
-, Anspruch gegen Vertragspartner, 

82 ff. 
-, Anspruch gegen Vertreter und 

Berater, 86 f. 

-, berücksichtigungsfahige - ,81 ff. 
-, freiwillig aufgegebene -, 69 f. 
-, gegenwärtige -, 65 f., 106 ff. 
-, nach Anfechtung, 67, 104 ff. 
-, nach Ausübung von Gestaltungs-

rechten, 104 ff. 
-, Rechtsfolgen, 118 ff. 
-, selber Tatsachenkreis, 81 f. 
-, Schaden bei vorhandener - , 66, 

68, 71 f., 83 f., 157 ff. 
-, Schlüssigkeit der Amtshaftungs-

klage, siehe dort 
-, ungewisse -, 115, 124 f., 129 
-, Verjährung bei Vorhandensein 

einer-, 129, 132 ff. 
-, versäumte -, 66, 108 ff., 123 
-, vorsätzlich nicht ausgeschöpfte -, 

65 
Anfechtung, siehe Gestaltungsrechte 
Anspruchsberechtigte, 45 ff. 
Anspruchsgrundlage, 12 ff. 
-, Betreuungs- und Beratungs-

tätigkeit, 24 ff. 
-, Gerichtskommissärstätigkeit, 

28 f. 
-, Tätigkeit i.S.v. § 5 NO, 24 ff. 
-, Urkundstätigkeit, 15 ff. 
-, Verwahrungstätigkeit, 24 ff. 
Architekt, 87, 150 
Auftraggeber" i.S.v. § 23, 24 

BNotO, 78 
Assessor, siehe Notarassessor 
Aufklärungspflichten 

siehe Prüfungs- und Belehrungs-
pflichten 

Beamtenhaftung, 88 f., 145 ff. 
Beauftragter des Gerichts 

siehe Gerichtskommissär 
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Belehrungspflichten, siehe auch 
Prüfungs- und Belehrungs-
pflichten 

anwaltlich vertretener Beteilig-
ter, 85 f. 

-, ausländisches Recht, 30 
-, Grenzen, 32 
-, Inhalt und Umfang, 29 ff. 

Steuerrecht, 30 
-, Unparteilichkeit, 31 f. 
-, wirtschaftliche Folgen, 30 ff. 
-, wirtschaftliche Gefahren, 30 f. 
Bereicherungsanspruch 
-, als anderweitige Ersatz-

möglichkeit, siehe dort 
„Besonderes Verhältnis" i.S.v. § 896 

ABGB, 142 ff., 166 
Betreuungstätigkeit, 18, 29, 78 ff. 
-, Subsidiarität bei -, 78 ff. 
Beurkundung, 13 f. 
Beweislast 
-, (Amts-)Pflichtverletzung, 36 
-, anderweitige Ersatzmöglichkeit, 

123 f., 128, 131 
-, Kausalität, 40 f. 
-, Rechtswidrigkeit, 36 f. 
-, Verschulden, 39 f. 
Darlegungs- und Beweislast 

siehe Beweislast 
Dienstaufsichtsbeschwerde, 49 
Dispositive Notarstätigkeit, 
-, rechtsgeschäftliche Haftungs-

beschränkungen, 56 ff. 
Entscheidungsfreudigkeit, 
-, Förderung der -, 145 
Erfüllungsgehilfenstellung, 
-, des Notarassessors, 42 f. 
-, des Notariatskandidaten, 42 

von Hilfspersonen, 44 f. 
„ex-ante"-Betrachtung, 34 f., 61, 

69 
„ejc-/?osi"-Betrachtung, 32 ff., 61 
Fahrlässigkeit, 36 ff. 
Fiskusentlastende Wirkung, 97, 

99 
Fiskusprivileg, 146, 

siehe auch Staatshaftungsprivileg 

„Freier" Beruf, 5, 58, 145 
Funktion des Notars, 5, 6 f., 58 f., 

151 ff. 
Garantieerklärung, 8, 17, 25 f. 
Garantievertrag, 

siehe Garantieerklärung 
Gebühren, 
-, Ungleichbehandlung von 

Rechtsanwalt und Notar, 79 
-, -höhe und Haftungsrisiko, 149 f. 
Gerichtskommissär, 26 ff., 47 
-, Anspruchsgrundlagen (Haftung), 

28 f. 
-, Tätigkeitsfelder, 26 f. 
-, Rechtsverhältnis zu den 

Beteiligten, 22, 27 
-, subsidiäre Haftung, 75, 78 f. 
Gesamtschuldnerausgleich, 135 f., 

139 f. 
Gestaltungsrechte, 104 ff. 
Gewährleistung, 17 

siehe auch Garantieerklärung 
Gewährleistungsansprüche, 110 
Grundlagen der Haftung, 12 ff. 
Haftpflichtversicherung, 88, 99 
Haftung 
-, aufgrund Gesetzes, 15, 24, 28 
-, aufgrund Vertrages, 16 f., 25 f., 

28 f. 
-, für Dritte, 41 ff. 
-, für Hilfspersonen, 41 f., 44, 60 
-, für Notariatskandidaten, 42 
-, für Notarassessoren, 42 f. 
-, gegenüber Dritten, 

siehe Anspruchsberechtigte 
Haftungsausschluß, 

siehe rechtsgeschäftliche 
Haftungsbeschränkungen 

Haftungsbegründende Faktoren, 
29 ff. 

Haftungsbeschränkende Faktoren, 
48 ff. 

-, unterlassene Rechtsmittel, siehe 
dort 

-, Mitverschulden, siehe dort 
-, rechtsgeschäftliche -, siehe rechts-
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geschäftliche Haftungsbe-
schränkungen 

Haftungserklärung, 25 
siehe auch Garantieerklärung 

Haftungsrechtliche Gleichbe-
handlung, 79 

Haftungsüberleitung auf den Staat 
siehe Staatshaftung 

Hilfspersonen, 41, 44 f. 
Informations- und Aufklärungs-

pflichten, 
-, der Parteien untereinander, 152 
Kanzleikräfte, 

siehe Hilfspersonen 
Kausale Schadensverursachung, 

40 f. 
-, Darlegungs- und Beweislast, 40 f. 
Konstituierende Merkmale, 
-, des Notariats, 7 ff., 25 
Kosten der Rechtsverfolgung, 101, 

111, 115 f. 
Kreditversicherung, 
-, als anderweitige Ersatzmöglich-

keit, 98 
Lebensversicherung, 90, 96, 98 
Legalzession, 93, 136 
Lohnfortzahlungsleistungen, 90, 

92 
Makler, 86 f. 
Maßgeblicher Zeitpunkt, 
-, für Vorliegen der anderweitigen 

Ersatzmöglichkeit, 106 f. 
Mitverschulden, 48 ff., 67, 71 f., 

86, 165 
Notariatsakt, 13, 24, 47 
Notarassessor, 42 f. 
Notariatsassessor, 42 f. 
Notariats-Berufsrechts-Änderungs-

gesetz 1999, 18 
Notariatsordnungs-Novelle 1993, 

14 f. 
Notarielle Aufgaben, 12 ff. 
Notariatssubstituten, 

siehe Notarsubstituten 
Notarsubstituten, 43 f. 
Notartreuhandbank, 19 
Notarvertreter, 43 f. 

Persönliche Haftung, 99, 148 
Pflichttätigkeit, 10 f., 

siehe auch Tätigkeitspflicht 
-, rechtsgeschäftliche Haftungs-

beschränkungen bei -, 55 f. 
Primärhaftung, 78 
Prüfungs- und Belehrungspflichten, 

29 ff., 85 f., siehe auch 
Belehrungspflichten 

-, Grenzen, 32 
-, Inhalt und Umfang, 29 ff. 
Rangverhältnis, 
-, zwischen mehreren Ansprüchen, 

161, 165 f. 
Rechtsanwalt, 70, 72, 84 ff., 100, 

150 
-, Abgrenzung zum Notar, 9, 22, 59, 

150 
Rechtsbeziehung, 

siehe Rechtsverhältnis 
Rechtsfolgen 
-, des Vorhandensein einer ander-

weitigen Ersatzmöglichkeit, 
118 ff. 
--, materiell-rechtliche Wirkung, 

118 f. 
—, prozessuale Folgen, 123 ff. 

Rechtsgeschäftliche Haftungsbe-
schränkungen, 55 ff. 

Rechtskraft, 107 
-, entgegenstehende, 124 
Rechtsverhältnis zu den Beteiligten, 

6, 12, 56 ff. 
-, Betreuungstätigkeit, 20 ff. 
-, Gerichtskommissärstätigkeit, 26 f. 
-, Tätigkeit i.S.v. § 5 NO, 21 ff. 
-, Treuhandtätigkeit, 20 ff. 
-, Urkundstätigkeit, 14 f. 
-, Verwahrungstätigkeit, 21 ff. 
Rechtsmittel 
-, i.S.v. § 2 Abs 2 AHG, 48 f., 73 ff. 
-, i.S.v. § 839 Abs 3 BGB, 48 ff., 75, 

168 f. 
-, unterlassene, siehe unterlassene 

Rechtsmittel 
Rechtsschutzversicherung, 
-, Leistungen aus -, 98, 101 
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Rechtswidrigkeit, 29 ff., 37 
-, Darlegungs- und Beweislast, 

siehe Beweislast 
Regreß, 93 ff., 135 ff. 
-, der leistenden Versicherung, 

93 ff. 
-, des leistenden Dritten, 179 ff., 

135 ff., 141 ff. 
-, des leistenden Notars, 137 ff., 

144 ff. 
-, gesamtschuldnerischer, 135 f., 

139 f. 
Rettungspflicht, 

siehe auch Schadensminderungs-
pflicht 

-, allgemeine 164 ff., 167 f. 
-, Anwendbarkeit neben 

§ 2 Abs 2 AHG, 53 
-, aus § 2 Abs 2 AHG, 168 ff. 
Rückgriff, siehe Regreß 
Sachverständigenhaftung, 15 
Schaden 
-, bei unterlassener Inanspruch-

nahme einer Versicherung, 103 f. 
bei vorliegender anderweitiger Er-
satzmöglichkeit, 68, 71 f., 83, 
105, 119, 154 f., 157 ff. 

-, bei vorsätzlicher notarieller 
Pflichtverletzung, 116 f. 

Schadensminderungspflicht, 50 ff., 
-, Abwägung, 120 f. 
-, allgemeine, 51 ff., 120 f. 
-, bei anderweitiger Ersatzmöglich-

keit, 65 f., 70, 119, 164 ff. 
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